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Positionspapier 

Chancen und Bedingungen eines Gesellschaftsjahres für die Pflege 
 

Kurzfassung 

Die Pflegekammer Rheinland-Pfalz befürwortet ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr, um 
junge Menschen früh für Pflegeberufe zu gewinnen und gesellschaftliche Verantwortung zu 
stärken. Voraussetzung ist die gleichzeitige (Wieder-)Einführung der Wehrpflicht für alle Ge-
schlechter, damit Pflichtdienste gerecht verteilt werden. Bleibt der Wehrdienst freiwillig, sol-
len alle Schulabgänger*innen gefragt werden, ob Interesse an einem Freiwilligendienst be-
steht – inklusive Rechtsanspruch auf einen Platz. Ziel ist es, zu informieren, Nachwuchskräfte 
praxisnah zu fördern, Berufseinblicke zu ermöglichen und die soziale Infrastruktur nachhaltig 
zu stärken. 

 

Einleitung 
Seit dem Aussetzen der Wehrpflicht und des Zivildienstes wird in Deutschland regelmäßig 
über neue Formen gesellschaftlichen Engagements diskutiert. 2018 brachte die damalige Ver-
teidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer die Idee einer allgemeinen Dienstpflicht 
ein, die ein verpflichtendes Jahr in Bereichen wie Bundeswehr, Feuerwehr, Katastrophen-
schutz oder Pflege vorsah. Auch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier sprach sich für eine 
soziale Pflichtzeit aus. 

Mit dem Wehrdienst-Modernisierungsgesetz, das das Bundeskabinett Ende August 2025 be-
schlossen hat, hat die Debatte neuen Auftrieb erhalten. Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Män-
ner einen Fragebogen zu Eignung und Bereitschaft zum Wehrdienst ausfüllen; für Frauen 
bleibt die Teilnahme freiwillig. Ab 2028 könnte eine verpflichtende Musterung eingeführt wer-
den, falls nicht genügend Freiwillige gewonnen werden. Damit bleibt der Wehrdienst formal 
freiwillig, kann jedoch jederzeit wieder verpflichtend aktiviert werden. 

Die erneute Diskussion eröffnet zugleich die Möglichkeit, soziale Bereiche stärker einzubezie-
hen. Genau hier setzt die Pflegekammer Rheinland-Pfalz an: Sie sieht in einem verpflichtenden 
Gesellschaftsjahr eine Chance, junge Menschen für Pflegeberufe zu interessieren und gesell-
schaftliche Verantwortung gerechter zu verteilen. Voraussetzung ist jedoch, dass der Wehr-
dienst für alle Geschlechter eingeführt wird – erst dann ist ein Pflichtjahr in sozialen wie in 
militärischen Aufgaben aus Sicht der Kammer gerechtfertigt. 

Bleibt der Wehrdienst freiwillig, setzt die Pflegekammer auf ein alternatives Modell: Alle 
Schulabgänger*innen sollten gefragt werden, ob sie Interesse an einem Freiwilligendienst ha-
ben. Auf dieser Grundlage können gezielt Angebote entwickelt werden – insbesondere in der 
Pflege. Dabei fordert die Pflegekammer einen Rechtsanspruch auf einen Platz im Freiwilligen-
dienst. So lassen sich Nachwuchskräfte gewinnen, die Praxiserfahrungen sammeln und ihre 
Berufswahl fundiert treffen können. 
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Angesichts des demografischen Wandels, des Fachkräftemangels sowie aktueller sozialer und 
geopolitischer Herausforderungen kann ein Gesellschaftsjahr – ob verpflichtend oder freiwillig 
– dazu beitragen, Verantwortung zu fördern, die soziale Infrastruktur zu stärken und Pflege-
berufe sichtbarer zu machen. 

 

Bis zu 150.000 Hilfskräfte jährlich in der Pflege 
Jährlich beenden rund 750.000 junge Menschen ihre Schulzeit in Deutschland. Wenn ein 
Pflichtdienst eingeführt würde – mit freier Wahl zwischen militärischen, sozialen, ökologi-
schen oder zivilgesellschaftlichen Einsatzfeldern – und etwa 20 % in die Pflege gingen, ergäbe 
das: 

Bis zu 150.000 zusätzliche Helferinnen und Helfer jährlich für Pflegeeinrichtungen, Kranken-
häuser oder ambulanten Diensten. Bei einer Einsatzdauer von nur sechs Monaten entspricht 
dies rund 75.000 Vollzeitäquivalenten – etwa 4–5 % zusätzliches Personal, bezogen auf die 
derzeit etwa 1,7 Millionen beruflich Pflegenden. 

Die Dienstleistenden könnten qualifiziertes Pflegepersonal unterstützen:  

• bei der Beschäftigung und Begleitung von Menschen mit Pflegebedarf, 

• bei der Essensausgabe, Botengängen oder hauswirtschaftlichen Aufgaben, 

•  durch Zeit für Gespräche, Zuwendung und persönliche Ansprache. 

So entsteht Raum für fachliche Pflege – das verbessert Arbeitsbedingungen und Pflegequali-
tät. 

 

Vorschlag: Verpflichtendes Gesellschaftsjahr für die Pflege 

Die Pflegekammer Rheinland-Pfalz befürwortet ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr unter 
der Bedingung einer gleichzeitigen Rückkehr zur Wehrpflicht. Nur so lässt sich ein gesamtge-
sellschaftlich gerechter Rahmen schaffen, in dem militärische und soziale Aufgaben gleicher-
maßen von allen Geschlechtern getragen werden. 

Bleibt der Wehrdienst freiwillig, setzt die Pflegekammer auf ein erweitertes Modell der Frei-
willigendienste: 

• verpflichtende Abfrage vor Ende der Schulpflicht zu Interesse an einem Freiwilligendienst, 

• gezielte Information über Einsatzmöglichkeiten in der Pflege, 

• strukturierte Angebote zum Kennenlernen des Berufs, 

• Rechtsanspruch auf einen Platz im Freiwilligendienst. 

Zentrale Rahmenbedingungen für beide Modelle: 

• angemessene Vergütung (mindestens BAföG-Höchstsatz von derzeit 992 Euro), 

• bessere soziale Absicherung (z. B. zusätzliche Rentenpunkte, Kindergeldanspruch, Arbeits-
losenversicherung, kostenloser ÖPNV), 



 

3 

• frühe Information aller Schulabgänger*innen, 

• Beteiligung junger Menschen an der Ausgestaltung. 

 

Herausforderungen und Bedingungen 
Die Pflegekammer Rheinland-Pfalz benennt zentrale Voraussetzungen: 

• Klare Abgrenzung: Tätigkeiten im Gesellschaftsjahr müssen von pflegerischen Fachaufga-
ben eindeutig getrennt sein. 

• Praxisanleitung: Für die Begleitung sind erfahrene Fachkräfte notwendig – diese sind je-
doch knapp. 

• Bürokratie minimieren: Digitale Registrierung für das Gesellschaftsjahr und einfache Ver-
fahren sind entscheidend. 

• Evaluation: Das Gesellschaftsjahr muss regelmäßig überprüft und an gesellschaftliche Be-
darfe angepasst werden. 

• Politischer Rahmen: Ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr ist nur gerechtfertigt, wenn zu-
gleich der Wehrdienst verpflichtend reaktiviert wird und auf Frauen verpflichtend ausge-
weitet wird. 

• Alternative bei freiwilligem Wehrdienst: Es sollte eine bundesweite Abfrage bei Schulab-
gänger*innen etabliert werden, um Interesse an Freiwilligendiensten systematisch zu er-
fassen. 

 

Politischer Handlungsbedarf in Rheinland-Pfalz 
Bislang fehlen Landeskonzepte, wie ein Gesellschaftsjahr rechtlich, organisatorisch und finan-
ziell umgesetzt werden könnte. Die Pflegekammer fordert politische Akteure auf, konkrete 
Vorschläge zu erarbeiten, Pilotprojekte in Pflegeeinrichtungen zu starten und die Auswirkun-
gen auf Ausbildungsmarkt, Berufsorientierung und Pflegequalität frühzeitig zu prüfen. 

 

Zusammenfassung 
Ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr kann gesellschaftliche Verantwortung fördern, soziale 
Berufe sichtbarer machen und die Pflege stärken. Die Pflegekammer Rheinland-Pfalz spricht 
sich dafür aus, wenn zugleich die Wehrpflicht reaktiviert wird und alle Geschlechter einbezo-
gen sind. 

Bleibt die Wehrpflicht freiwillig, setzt sie sich für eine konsequente Stärkung und Weiterent-
wicklung der Freiwilligendienste – einschließlich eines Rechtsanspruchs auf einen Platz – ein. 
Beide Wege können dazu beitragen, junge Menschen für soziale Verantwortung zu gewinnen, 
die Pflege kennenzulernen und die soziale Infrastruktur in Deutschland zu stärken. 
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